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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 21 Abs. 7 in Verbindung mit § 77 
Abs. 7 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737) in der zur Zeit geltenden Fassung die von der Bundes- 
regierung beschlossene 

Verordnung 

zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 5/70 — Angleichungszoll für Rohkaffee) 

nebst Anlage und Begründung. 

Die Verordnung ist am 25. März 1970 im Bundesgesetzblatt II 
Seite 130 verkündet worden. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates ist die Verordnung 
gleichzeitig übersandt worden. 

Brandt 
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Verordnung 

zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 5/70 — Angleichungszoll für Rohkaffee) 

Auf Grund des § 21 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe b des 
Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737), zuletzt geändert durch das Zwölfte Gesetz 
zur Änderung des Zollgesetzes vom 22. Juli 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 879), verordnet die Bundes- 
regierung: 

§ 1 

Der Deutsche Teil-Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1968 II 
S. 1044) in der zur Zeit geltenden Fassung wird nach 
Maßgabe der Anlage geändert. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt IS. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 
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Anlage 

(zu § 1) 


Nach der Bestimmung zu Tarifnr. zu 07.03 - A - 1 wird folgende neue Bestimmung 
eingefügt: 


Tarifnummer 


Warenbezeichnung 


1 


Zu 09.01 - A-I - a 

Anmerkung 


Auf Kaffee des Absatzes A - 1 - a f eingeführt aus dem freien Verkehr Belgiens, 
Luxemburgs oder der Niederlande, wird ein Angleichungszoll von 2,6 % erhoben, 
wenn nicht durch ein Ursprungszeugnis nachgewiesen wird, daß die Ware in 
einem mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft assoziierten afrikanischen 
Staat oder Madagaskar oder in einem mit der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft assoziierten überseeischen Land oder Gebiet erzeugt ist. Diese Regelung 
gilt bis zur einheitlichen Anwendung des Zollsatzes des Gemeinsamen Zolltarifs 
für diese Ware durch die Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, längstens jedoch bis zum 31. Dezember 1970. 


Begründung 


(1) Die Beneluxländer sind von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften gemäß Artikel 26 ; 
des EWG-Vertrages ermächtigt worden, für die Zeit 
nach dem 1. Januar 1970 bei Rohkaffee der Tarifnr. 
09.01 - A - 1 - a einen Zollsatz von 7 °/o anzuwenden. I 
Da dieser Zollsatz unter dem von der Bundesrepu- 
blik angewandten Satz des Gemeinsamen Zolltarifs 
(9,6%) liegt, sind Schutzmaßnahmen erforderlich, 
um die Wirksamkeit des von der Bundesrepublik zu 
erhebenden Außenzolles zu gewährleisten und Ver- i 
kehrsverlagerungen zu vermeiden. 

(2) Auf Antrag der Bundesregierung hat die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften mit Ent- j 
Scheidung vom 10. Februar 1970 *) die Bundesrepu- | 


blik nach Artikel 115 Abs. 1 des EWG-Vertrages 
dementsprechend ermächtigt, bei der Einfuhr von 
Rohkaffee der Tarifnr. 09.01 - A - I - a mit Ursprung 
in dritten Ländern, ausgenommen die assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar und die asso- 
ziierten überseeischen Länder und Gebiete, der in 
den Beneluxstaaten in den freien Verkehr gebracht 
worden ist, einen zusätzlichen Zoll von höchstens 
2,6 % zu erheben. Die Entscheidung gilt bis zur ein- 
heitlichen Anwendung des Zollsatzes des Gemein- 
samen Zolltarifs durch die Mitgliedstaaten, läng- 
stens jedoch bis zum 31. Dezember 1970. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1970 
Nr. L 39/15 
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